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The same procedure as every year?

Die Konjunktur in Deutschland entwickel-
te sich zuletzt ungünstiger als im Sommer
erwartet, und auch die Prognose für 2005
wurde nun zurück genommen. Auf den ers-
ten Blick erscheint es, als ob sich damit die
Serie der Fehleinschätzungen der vergan-
genen Jahre fortsetzt. Auf den zweiten
Blick jedoch unterscheidet sich das Kon-
junkturbild gar nicht so sehr von dem unse-
rer vergangenen Prognosen.

Schwächer als erwartet stellt sich vor allem
die Außenwirtschaft dar. Hier hatte indes
kaum jemand damit gerechnet, dass der
Boom bei den Exporten anhalten wird.
Dass die Abschwächung so ausgeprägt war,
liegt insbesondere an dem außerordentlich
kräftigen Anstieg der Rohölpreise seit Ok-
tober. Die Verteuerung des Euro gegen-
über dem Dollar, die künftig das Export-
wachstum dämpfen dürfte, scheint vom Ri-
siko zur Realität geworden zu sein.

Für die Binnenwirtschaft hatten wir in un-
serer Prognose vom Sommer eine Bele-
bung im Jahr 2005 erwartet. Hier lassen die
jüngsten Daten sogar etwas optimistischer
in die Zukunft blicken. Die Ausrüstungsin-
vestitionen steigen derzeit kräftig, die Auf-
tragseingänge aus dem Inland sind auf-
wärts gerichtet, und selbst beim privaten
Verbrauch – Sorgenkind der vergangenen
Jahre – gibt es Grund zur Hoffnung. Auch
der jüngste kräftige Anstieg der Importe,
wesentlicher Grund für das zuletzt schwa-
che BIP-Wachstum, passt in dieses Bild.
Denn auch er spricht für eine lebhaftere In-
landsnachfrage.

Ob dies alles bereits eine grundsätzliche
Wende zum Besseren signalisiert, bleibt
abzuwarten. Die Wirtschaftspolitik hat in
den vergangenen Jahren zahlreiche Refor-
men in Angriff genommen. Es ist wenig
wahrscheinlich, dass diese bereits deutliche
Wirkungen beim Wachstum zeigen. Vieles
befindet sich noch in der Einführungspha-
se, oft ist die Politik zu kurz gesprungen,
und teils sind noch keine Fortschritte zu er-
kennen.

Dies gilt insbesondere für die Konsolidie-
rung der öffentlichen Haushalte. Auch
2005 dürfte die Defizitquote über 3 % des
BIP liegen und die Schuldenstandsquote
erneut steigen. Mehr und mehr Haushalten
und Unternehmen wird klar, dass so eine
Senkung der Abgabenbelastung in weite
Ferne rückt. Sie verhalten sich entspre-
chend, sparen mehr und investieren weni-
ger. Ein glaubhaftes Konzept für den Defi-
zitabbau würde die Wachstumsbedingun-
gen verbessern und könnte der Binnen-
nachfrage einen zusätzlichen Schub geben.
Diese Empfehlung ist allerdings nicht neu.

Roland Döhrn

Aus der Forschung

Konjunkturprognose 2005: In moderatem Tempo weiter aufwärts

Das RWI Essen nimmt seine Konjunktur-
prognose für 2005 auf ein reales Wachstum
des Bruttoinlandsprodukts (BIP) von 1,3 %
zurück. Grund hierfür ist vor allem die deut-

liche Verschlechterung der weltwirtschaftli-
chen Rahmenbedingungen. Die Zahl der Ar-
beitslosen wird im nächsten Jahr voraussicht-
lich auf knapp 4,5 Mill. im Jahresdurchschnitt
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ansteigen, hauptsächlich, weil sich im Zuge
von Hartz IV viele erwerbsfähige Sozialhilfe-
empfänger als arbeitslos registrieren lassen
müssen. Das staatliche Budgetdefizit wird
der RWI-Prognose nach mit 3,4% des nomi-
nalen BIP zum vierten Mal in Folge die Defi-
zitgrenze des Maastrichter Vertrags über-
schreiten.

Dank kräftig steigender Exporte war die
deutsche Wirtschaft schwungvoll in das
Jahr 2004 gestartet. Dies hatte uns im Juli
veranlasst, unsere Prognose nach oben zu
setzen. Im dritten Quartal kam es aber zu
einer in diesem Ausmaß nicht erwarteten
Verlangsamung des Wachstums, die auf
eine überraschend deutliche Abschwä-
chung der Exporte bei gleichzeitig ver-
stärktem Wachstum der Einfuhren zurück-
zuführen ist. Der bis dahin kräftige welt-
wirtschaftliche Aufschwung hat an Kraft
verloren, insbesondere weil der außeror-

dentlich hohe Rohölpreis die wirtschaftli-
che Aktivität in vielen Industrie- und
Schwellenländern dämpft. Die jüngste
Aufwertung des Euro spielte dabei noch
keine Rolle; sie dürfte aber in den kom-
menden Monaten den Export beeinträchti-
gen. Seitens der Außenwirtschaft ist somit
ein eher moderates Wachstum angelegt.

Ungeachtet dessen geben die jüngsten
Konjunkturdaten aber auch Anlass zur
Hoffnung. Denn es mehren sich die Anzei-
chen für eine Belebung der Binnennach-
frage: Erstmals seit Mitte 2000 wurden im
dritten Quartal 2004 die Ausrüstungsinves-
titionen spürbar ausgeweitet. Auch deuten
die Umsätze im Einzelhandel sowie Ver-
braucherumfragen an, dass der private
Konsum allmählich seine Schwäche über-
windet, in der er seit drei Jahren verharrte.

Dies alles findet seinen Niederschlag
darin, dass zuletzt die Auftragseingän-
ge aus dem Inland wieder zunahmen.
Wir erwarten, dass diese günstigen
Tendenzen bei der Binnenkonjunktur
2005 anhalten. Allerdings wird die
Dynamik nicht allzu hoch sein, auch
weil der Rückgang der Bauinvestitio-
nen erst allmählich ausläuft.

Alles in allem gehen wir für 2004 von
einem Wachstum des realen Bruttoin-
landsprodukts um 1,7 % im Jahres-
durchschnitt aus. Für 2005 erwarten
wir als Saldo aus der nachlassenden
Auslandsnachfrage einerseits und der
anziehenden Binnenkonjunktur ande-
rerseits einen Zuwachs um 1,3 %. Be-
reinigt um den Einfluss der 2004 be-
sonders großen und 2005 wieder gerin-
geren Zahl von Arbeitstagen ent-
spricht dies einer Wachstumsrate von
1,2 % in diesem und 1,5 % im kom-
menden Jahr. Der Preisauftrieb wird
sich voraussichtlich beruhigen, zumal
der Preis für Rohöl inzwischen wieder
fällt und sich keine Zweitrundeneffek-
te des Energiepreisanstiegs abzeich-
nen.
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Eckwerte der RWI-Konjunkturprognose vom Dezember 2004
Veränderung gegenüber dem Vorjahr in %

2003 2004s 2005s

Verwendung1

Konsumausgaben 0,0 –0,2 0,5
Private Haushalte2 0,0 –0,2 0,7
Staat 0,1 0,0 –0,1

Anlageinvestitionen –2,2 –0,1 2,1
Ausrüstungen –1,4 1,7 5,5
Bauten –3,2 –1,8 –0,9
Sonstige Anlagen 1,7 2,9 5,1

Vorratsveränderung, in Mrd. ¤ –18,1 –2,3 2,0
Inlandsnachfrage 0,5 0,7 1,0
Außenbeitrag, in Mrd. ¤ 91,5 113,2 121,0
Ausfuhr 1,8 9,6 6,4
Einfuhr 4,0 7,6 6,3

Bruttoinlandsprodukt –0,1 1,7 1,3
Erwerbstätige3, in 1000 38 316 38 370 38 670
Arbeitslose4, in 1000 4 377 4 385 4 450
Arbeitslosenquote5, in % 10,3 10,3 10,3
Verbraucherpreise6 1,1 1,7 1,6
Lohnstückkosten7 0,7 –1,3 –0,6
Finanzierungssaldo des Staates8

in Mrd. ¤
in % des BIP

–81,3
–3,8

–85,1
–3,9

–74,5
–3,4

Leistungsbilanzsaldo9, in Mrd. ¤ 48,1 75,0 80,0

Eigene Berechnungen nach Angaben des Statistischen Bundesamtes, der
Deutschen Bundesbank und der Bundesagentur für Arbeit. – 1In Preisen von
1995. – 2Einschließlich privater Organisationen ohne Erwerbszweck. – 3Im In-
land. – 4Nationale Abgrenzung. – 5Bezogen auf inländische Erwerbspersonen.
– 6Verbraucherpreisindex. – 7Arbeitnehmerentgelte je Beschäftigten bezogen
auf das reale BIP je Erwerbstätigen. – 8In der Abgrenzung der VGR. – 9In der
Abgrenzung der Zahlungsbilanzstatistik. – sEigene Schätzung.



Arbeitslosenquote verharrt bei 10,3 %

Die Lage auf dem Arbeitsmarkt wird sich
voraussichtlich nur allmählich verbessern.
Dabei wird die in den Statistiken ausgewie-
sene Arbeitslosigkeit zusätzlich durch die
mit Jahresbeginn 2005 in Kraft tretenden
„Hartz IV-Gesetze“ beeinflusst. Diese füh-
ren zum einen dazu, dass sich erwerbsfähi-
ge Sozialhilfeempfänger als arbeitslos regi-
strieren lassen müssen, wenn sie Arbeitslo-
sengeld II erhalten wollen. Dies wird die
Arbeitslosenquote zunächst erhöhen. Zum
anderen sollen den Beziehern von Arbeits-
losengeld II im Laufe von 2005 in zuneh-
mendem Maße Beschäftigungsgelegenhei-
ten („Ein-Euro-Jobs“) angeboten werden,
was die registrierte Arbeitslosigkeit ten-
denziell ab-, die Zahl der Erwerbstätigen –
im Laufe der Zeit sogar verstärkt – zuneh-
men lässt. Über die Größe der beschriebe-
nen Effekte besteht nach wie vor beträcht-
liche Unsicherheit. Unserer Einschätzung
nach wird die registrierte Arbeitslosigkeit
auf knapp 4,5 Mill. Personen im Jahres-
durchschnitt ansteigen, was im Wesentli-
chen auf die Folgen von Hartz IV zurück-
zuführen ist. Die Arbeitslosenquote ver-
harrt unter diesen Annahmen bei 10,3 %.

Die Lage der öffentlichen Haushalte wird
sich bei dem prognostizierten Wirtschafts-
wachstum nur wenig verbessern, zumal zu
Jahresbeginn die letzte Stufe der Einkom-
mensteuerreform in Kraft tritt und auch
der allmähliche Übergang zur nachgelager-
ten Besteuerung von Renten zunächst zu
Steuerausfällen führt. Gleichzeitig bleiben
die Einsparungen bei den konsumtiven

Staatsausgaben gering. Wir erwarten, dass
das staatliche Budgetdefizit mit 3,4 % des
nominalen BIP zum vierten Mal in Folge
die Defizitgrenze des Maastrichter Ver-
trags überschreitet. Die Bundesregierung
hat angekündigt, in einem solchen Fall wei-
tere Maßnahmen zu ergreifen,um die Defi-
zitquote unter 3 % zu senken, wobei sie of-
fen lässt, wie diese aussehen könnten. Be-
denklich ist, dass die in den Bundeshaus-
halt eingestellten Einsparungen nur er-
reicht werden, indem die Pensionsver-
pflichtungen der Nachfolgeunternehmen
der Post kapitalisiert werden. Dadurch ent-
stehen im Jahr 2005 zwar Einnahmen in
Höhe von 5 ½ Mrd. ¤, aus denen aber künf-
tig höhere Haushaltsbelastungen erwach-
sen.

Weitere Abwertung des Dollar würde die Aussichten
verschlechtern

Die vorliegende Einschätzung der deut-
schen Konjunktur 2005 basiert auf der An-
nahme, dass der Wechselkurs des Dollar
gegenüber dem Euro auf dem derzeitigen
Niveau von gut 1,30 $/¤ bleibt. Angesichts
des noch wachsenden Leistungsbilanzdefi-
zits der USA ist allerdings die Gefahr groß,
dass sich die Abwertung des Dollar fort-
setzt. Träte dies ein, so würde sich der An-
stieg der Auslandsnachfrage rascher ver-
langsamen als hier bereits unterstellt; dies
würde auch die Binnenkräfte schwächen.
Die Aussichten wären noch trüber. Nach
wie vor ist die interne Dynamik zu gering,
um einer ernsthaften außenwirtschaftli-
chen Störung viel entgegensetzen zu kön-
nen.

Minijobs: Finanzielle Anreize für Arbeitslose erhöhen

Die Einführung der Minijobs hat neue Be-
schäftigungsmöglichkeiten entstehen lassen,
die Integration von Arbeitslosen zurück in
den ersten Arbeitsmarkt haben sie jedoch
nicht in großem Ausmaß geschafft. Dies ist
der Tenor einer Studie des RWI Essen zur
Entwicklung der Minijobs gut ein Jahr nach

deren Einführung. Das RWI Essen schlägt
daher vor, für Arbeitslose die Einkommens-
grenze für Minijobs für einen Zeitraum von
24 Monaten auf 800 ¤ zu erhöhen. Diese „er-
weiterten Minijobs“ wären für Arbeitslose
attraktiver und könnten gleichzeitig die
Staatskasse entlasten.
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Für die Analyse der Arbeitsmarktsituation
von gegenwärtig in Minijobs beschäftigten
Arbeitnehmer/innen wurde eine schriftli-
che Befragung von Personen durchgeführt,
die bei der Minijob-Zentrale im März 2004
gemeldet waren. Insgesamt wurden aus
diesem Datenbestand 10 000 Individuen
(Brutto-Stichprobe) per Zufall ausgewählt.
An sie wurde Anfang April 2004 ein zwei-
seitiger Fragebogen versandt, um die Infor-
mationen aus dem Datenbestand der Mini-
job-Zentrale zu ergänzen. 2 451 Befragte
antworteten auf die Fragen.

Die Auswertung der demographischen und
sozio-ökonomischen Charakteristika der
Beschäftigten in Minijobs verdeutlicht,
dass diese Gruppe sowohl hinsichtlich
ihres Bildungshintergrunds als auch hin-
sichtlich des Bezugs staatlicher Transfer-
leistungen, der familiären Situation und
des Erwerbsstatus des Lebenspartners
recht heterogen ist. Rund die Hälfte der
Minijobber verfügt über einen Haupt-
schulabschluss oder weniger. Beinahe 75 %
haben einen beruflichen Abschluss. Unge-
fähr ebenso viele gehen ihrem Minijob in
einer ländlichen oder kleinstädtischen Ge-
gend nach. Der Anteil an geringfügig Be-
schäftigten, die staatliche Transferleistun-
gen beziehen, ist vor allem in den neuen
Bundesländern und unter den männlichen
Minijobbern sehr hoch. Demgegenüber
zählen ausländische Beschäftigte in Mini-
jobs seltener als deutsche zur Gruppe der
Bezieher staatlicher Leistungen.

Die meisten haben nur einen Minijob

Trotz der Möglichkeit, mehrere geringfügi-
ge Beschäftigungsverhältnisse gleichzeitig
auszuüben, besitzen rund 92 % der gering-
fügig Beschäftigten nur einen Minijob.
Rund 40 % der im März 2004 geringfügig
Beschäftigten übt den gegenwärtigen Mini-
job erst seit 2003 aus. Etwa die Hälfte aller
Minijobber erzielt dabei einen Stunden-
lohn von 8 ¤ oder mehr und fällt damit

nicht in den Niedriglohnbereich. Hierbei
wird deutlich, dass vor allem geringfügig
Beschäftigte in Privathaushalten und Mini-
jobber in den alten Bundesländern über
einen überdurchschnittlichen Stundenlohn
(8 ¤ oder mehr) verfügen. In den neuen
Bundesländern liegt der Anteil der gering-
fügig Beschäftigten mit diesem Lohn weit
unter dem Durchschnitt (rund 16 %).

Die Mehrheit der geringfügig Beschäftig-
ten arbeitet im Schnitt bis zu 30 Stunden im
Monat, etwa ein Drittel ist durchschnittlich
16 bis 30 Stunden im Monat in ihrem Mini-
job beschäftigt. Nur etwas mehr als 3 % ar-
beiten monatlich mehr als 60 Stunden und
überschreiten somit die frühere Grenze
von 15 Wochenstunden. Dabei handelt es
sich vor allem um Personen ohne deutsche
Staatsangehörigkeit und Minijobber in den
neuen Bundesländern.

Darüber hinaus wird deutlich, dass etwas
mehr als 16 % der im März 2004 in Mini-
jobs Tätigen noch ein weiteres Beschäfti-
gungsverhältnis ausüben. Von diesen ist
etwa die Hälfte Vollzeit beschäftigt. Die
Mehrheit der in Minijobs Beschäftigten hat
unmittelbar vor der Aufnahme des derzei-
tigen Minijobs nicht am Arbeitsmarkt
partizipiert (z.B. Schüler, Studenten, Aus-
zubildende, Hausfrauen, Rentner). In der
Gruppe der zuvor arbeitslosen oder arbeit-
suchenden Minijobber findet sich mit 75 %
ein überproportional hoher Anteil an
Langzeitarbeitslosen, die ihr letztes Be-
schäftigungsverhältnis vor dem Jahr 2003
verloren haben. Nur knapp 8 % derjenigen,
die im April 2004 einen Minijob hatten, wa-
ren allerdings unmittelbar vor der Reform
Ende März 2003 arbeitslos gemeldet. Da-
gegen waren 15 % zuvor sozialversiche-
rungspflichtig beschäftigt.

Minijobs führen nur selten zu
sozialversicherungspflichtiger Beschäftigung

Des weiteren wird ersichtlich, dass gering-
fügige Beschäftigungsverhältnisse sehr sta-
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bil zu sein scheinen. Sie werden vor allem
für einen attraktiveren Minijob aufgege-
ben, nur in 4 % der Fälle für eine sozialver-
sicherungspflichtige Beschäftigung. Gleich-
zeitig sehen jedoch knapp 25 % der Mini-
jobber ihre berufliche Perspektive inner-
halb des nächsten Jahres in der Suche nach
nicht-geringfügiger Beschäftigung. Die
multivariate Analyse der beruflichen Pers-
pektive der Befragten zeigt, dass es sich bei
diesen Personen vorwiegend um Arbeit-
nehmer/innen in Minijobs handelt,die über
eine höhere Qualifikation verfügen, sowie
um Bezieher von Transferleistungen, Aus-
länder, nicht verheiratete Personen und ge-
ringfügig Beschäftigte in den neuen Bun-
desländern. Demgegenüber neigen Frauen
und schwerbehinderte (oder gleichgestell-
te) Personen eher dazu, ihre berufliche Zu-
kunft ausschließlich in geringfügigen Be-
schäftigungsverhältnissen zu sehen. Durch
die Reform der Minijobs kam es offenbar
weder bei der Bezahlung geringfügig Be-
schäftigter noch bei deren durchschnittli-
cher monatlicher Arbeitszeit zu starken
Veränderungen.

Vorschlag: „Erweiterter Minijob für Arbeitslose“

Um zu erreichen, dass durch Minijobs
mehr Arbeitslose in den ersten Arbeits-
markt integriert werden („Brückenfunkti-
on“) plädiert das RWI Essen für einen „er-
weiterten Minijob für Arbeitslose“. In sei-
nem Rahmen soll für Personen, die seit
mindestens sechs Monaten bei der Bundes-
agentur für Arbeit als arbeitslos oder ar-
beitsuchend ge-
meldet sind,
vorübergehend
und zeitlich auf
24 Monate be-
fristet die Ein-
kommensgrenze
für Minijobs auf
800 ¤ monatlich
erhöht werden.
Ist dieser Zeit-

raum ausge-
schöpft und
wurde kein
nicht- geringfü-
giges Beschäfti-
gungsverhältnis
gefunden, kann
der Arbeitslose
wie bisher auf
400 ¤-Basis ge-
ringfügig be-
schäftigt sein.

Durch diese er-
höhte Subven-
tionierung ge-
ringfügiger Be-
schäftigungs-
verhältnisse er-
halten arbeitslose oder arbeitsuchende
Personen einen stärkeren finanziellen
Anreiz zur Aufnahme einer geringfügigen
Beschäftigung, mit der sie versuchen kön-
nen, auf dem ersten Arbeitsmarkt Fuß zu
fassen. Durch die zeitlich begrenzte Ge-
währung der Subvention haben sie darüber
hinaus einen Anreiz, verstärkt nach einer
nicht-geringfügigen Beschäftigung zu su-
chen. Für Arbeitgeber/innen stellt diese
Regelung eine Möglichkeit dar, durch eine
geringfügige Beschäftigung arbeitsloser
oder arbeitsuchender Personen in einem
größeren zeitlichen Umfang als bisher auf
Auftragsspitzen zu reagieren. Zudem kön-
nen sie arbeitslose oder arbeitsuchende
Arbeitnehmer/innen unter „realistischen“
Bedingungen auf ihre Eignung als nicht-
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Vergleich des erweiterten Minijobs mit der derzeitigen Regelung
in ¤

Verdienst im Minijob

200 300 400 500 600 700 800
Derzeitiger Freibetrag für
ALG I-Bezieher 165 165 165 165 165 165 165
ALG II-Bezieher 30 45 60 90 120 150 180

Freibetrag in erweitertem Minijob 200 250 300 350 400 450 500
Mehrverdienst für
ALG I-Bezieher 35 85 135 185 235 285 335
ALG II-Bezieher 170 205 240 260 280 300 320

Eigene Berechnungen.

Michael Fertig, Jochen Kluve
und Markus Scheuer

Erfahrungen nach einem Jahr

Heft 77
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geringfügige Mitarbeiter/in überprüfen
(Screening-Instrument). Die Tabelle auf
S. 6 verdeutlicht den Unterschied zwischen
beiden Anrechnungssystemen für die be-
troffenen Personen.

Für die praktische Umsetzung der Reform
könnte ein „Erweiterter Minijob-Scheck“
eingeführt werden, den jede/r Arbeitslose,
der die Anspruchsvoraussetzung erfüllt,
einmalig bei der zuständigen Arbeitsagen-
tur beantragen kann. Dieser Scheck kann
dann bei einem Unternehmen eingelöst
werden, wo er für den Zeitraum der Aus-
übung des erweiterten Minijobs verbleibt.
Beim Wechsel des Arbeitgebers kann der
„Erweiterte Minijob-Scheck“ mitgenom-
men werden. Auf diese Weise hält sich der
Verwaltungsaufwand bei der Bundesagen-
tur für Arbeit bzw. den einzelnen Agentur-
bezirken in engen Grenzen. Dort muss le-
diglich zentral vermerkt werden, dass einer
bestimmten Person ein „Erweiterter Mini-
job-Scheck“ ausgestellt wurde.

Das RWI Essen schätzt, dass durch ein sol-
ches Programm bis zu 500 000 Arbeitslose
zusätzlich Minijobs aufnehmen würden.
Da diese durch die zeitliche Befristung er-
heblich stärker als bisher motiviert wären,
nach sozialversicherungspflichtiger Be-
schäftigung zu streben, könnten so mittel-
fristig bis zu 240 000 neue sozialversiche-
rungspflichtige Beschäftigungsverhältnisse
entstehen. Durch die damit verbundenen
zusätzlichen Einnahmen aus Steuern und
Sozialversicherungsbeiträgen sowie einge-
sparte Entgeltersatzleistungen könnte die
Staatskasse um bis zu 170 Mill. ¤ monatlich
entlastet werden.

Um Erfahrungen mit der adäquaten Höhe
des Anreizes und den konkreten Arbeits-
marktwirkungen zu sammeln, schlägt das
RWI Essen vor, die Durchführung eines
solchen Versuchs zunächst auf einen Zeit-
raum von fünf Jahren zu beschränken. In
dieser Zeit sollte eine umfassende Evalua-

tion stattfinden, um die Wirkung der Poli-
tikmaßnahme zu ermitteln.

Großes Medieninteresse

Großen Zuspruch fand das Pressege-
spräch, in dessen Rahmen RWI-Präsident
Prof. Dr. Christoph M. Schmidt, Dr. Ulrich
Roppel, Direktor der Bundesknappschaft,
und Dr. Michael Fertig, RWI-Projektleiter
der Minijob-Studie, diese der Presse vor-
stellten. Neben Journalisten aus Print und
Hörfunk sorgten mehrere Fernsehteams
für einen gut gefüllten RWI-Sitzungssaal.
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Eingeworbene Forschungsaufträge

Konjunkturabhängige Erwerbszustands-
dynamik in heterogenen Arbeitsmärkten.
Projekt im Rahmen des SFB 475 „Komple-
xitätsreduktion in multivariaten Daten-
strukturen“. In Kooperation mit Prof. Wal-
ter Krämer (Universität Dortmund). An-
sprechpartner: Dr. Jochen Kluve.

Study on the Effectiveness of ALMPs. Pro-
jekt für die Europäische Kommission, DG
Employment and Social Affairs. In Koope-
ration mit Prof. D. Card, Ph.D. (University
of California, Berkeley), Prof. Dr. M. Góra
(Warsaw School of Economics), Prof. P.
Jensen, Ph.D. (Aarhus School of Business),
R. Leetmaa (PRAXIS Tallinn), Dr. E. Pa-

tacchini, Ph.D. (University of Rome), Prof.
B. van der Klaauw, Ph.D. (Free University
Amsterdam), Prof. Dr. A. Weber (Institute
for Advanced Studies Vienna). Ansprech-
partner:Dr.Jochen Kluve.Laufzeit: 1 Jahr.

Fallstudie Förderung der lokalen Ökono-
mie. Projekt für die Stadt Essen, Städtenetz
Soziale Stadt NRW. Ansprechpartner: Dr.
Uwe Neumann. Laufzeit: 1 Jahr.

Erhebung des Energieverbrauchs der pri-
vaten Haushalte für das Jahr 2003. Projekt
für das Bundesministerium für Wirtschaft
und Arbeit. Ansprechpartner: Dr. Manuel
Frondel. Laufzeit: 1 Jahr.

Vorträge und Konferenzen

Strukturwandel im Krankenhaussektor bringt zunächst
Finanzierungsprobleme

„Das Krankenhaus von morgen – Bremse
oder Gaspedal für die Volkswirtschaft?“ –
diese Frage wurde im Rahmen des diesjähri-
gen RWI-Wirtschaftsgesprächs von Wissen-
schaftlern, Praktikern und NRW-Gesund-
heitsministerin Birgit Fischer kontrovers dis-
kutiert. Im Vordergrund stand dabei die
schwierige Finanzierungssituation des Ge-
sundheitssektors, die das RWI Essen bereits
in mehreren Untersuchungen thematisiert
hat.

„Das Krankenhaus von morgen – Bremse
oder Gaspedal für die Volkswirtschaft?“ –
unter diesem Motto stand das diesjährige
RWI-Wirtschaftsgespräch, zu dem die Ge-
sellschaft der Freunde und Förderer des
Rheinisch-Westfälischen Instituts für Wirt-
schaftsforschung ins Conference Center
der Commerzbank Essen eingeladen hatte.
Dietmar Kuhnt, Präsident der Gesellschaft
der Freunde und Förderer, begrüßte die
rund 200 Gäste und führte in das Thema
ein. Er thematisierte dabei das Spannungs-
feld, in dem sich die Krankenhauswirt-

schaft zur Zeit befindet: Einerseits ist sie
Teil einer expandierenden Gesundheits-
wirtschaft mit Wachstumspotenzial, ande-
rerseits stellt sich immer häufiger die Frage
nach der Finanzierbarkeit von Gesund-
heitsdienstleistungen. In diesem Zusam-
menhang forderte Kuhnt von Leistungser-
bringern und Leistungsträgern weitere
Schritte zu mehr Systemtransparenz und
Wettbewerb. Gleichzeitig begrüßte er, dass
das RWI Essen das Thema Gesundheit zu
einem seiner neuen Schwerpunkte ge-
macht und sich bereits ausführlich mit der
Finanzsituation des Krankenhaussektors
beschäftigt hat.

Dem schloss sich RWI-Präsident Prof. Dr.
Christoph M. Schmidt in seiner Rede an.
Das im Kompetenzbereich „Arbeitsmärk-
te, Bevölkerung und Soziale Sicherung“
angesiedelte Gesundheitsressort des Insti-
tuts könne trotz seines relativ kurzen Be-
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stehens bereits wissenschaftlich gehaltvolle
Untersuchungen – insbesondere im Kran-
kenhausbereich – vorweisen.

Dr. Kösters plädierte für Leistungstransparenz und
„integrierte Versorgung“

Es folgte ein Vortrag zum „Strukturwandel
im Krankenhaussektor“ von Dr. Rudolf
Kösters. Der Vizepräsident der Deutschen
Krankenhausgesellschaft forderte, die Fi-
nanzierung der GKV künftig so zu regeln,
dass den Präferenzen der Versicherten
mehr Raum gegeben wird. Als Elemente
einer größeren
Nachfragefrei-
heit nannte er
etwa Selbstbe-
halte und Rück-
gewähr von
Beiträgen, Be-
schränkung auf
einen obligato-
rischen Grund-
katalog an Lei-
stungen sowie
Angebote zur
Zusatzversiche-
rung für ver-
schiedenste
Leistungen.
Kösters unter-
stützte die Um-
stellung der Krankenhausfinanzierung auf
Fallpauschalen, die Leistungstransparenz
schaffe. Gleichzeitig sprach er sich für die
„integrierte Versorgung“ aus, weil sie sek-
torale Grenzen zwischen Krankenhäusern,
niedergelassenen Ärzten, Reha und Pfle-
geeinrichtungen, Heil- und Hilfsmitteler-
bringern und Arzneimittelversorgern
überwinde. Der Strukturwandel könne je-
doch nur vorankommen, wenn das Investi-
tionsproblem gelöst werde. Hier sei auch
das Land NRW in der Pflicht, das seit Jah-
ren seiner gesetzlichen Investitionsver-
pflichtung für die Krankenhäuser nicht
ausreichend nachkomme.

Kontroverse Podiumsdiskussion

Die anschließende Podiumsdiskussion
zeigte, wie weit die Einschätzungen und
Empfehlungen im Bereich Gesundheits-
wirtschaft auseinander gehen. So vertrat
die NRW-Gesundheitsministerin Birgit
Fischer die Ansicht, das Land NRW habe
in den vergangenen Jahren im Rahmen sei-
ner Möglichkeiten Investitionen in den
Krankenhausbereich getätigt. Prof. Dr.
med. Georg V. Sabin, Ärztlicher Direktor
des Elisabeth-Krankenhauses Essen, und
Wilfried Jacobs, Vorstandsvorsitzender der

AOK Rheinland, verglichen das Kranken-
haus von morgen mit einer Art Campus:
die Klinik im Zentrum und rundherum
Fachärzte und andere Gesundheitsdienst-
leister. Dr. Rudolf Kösters plädierte einmal
mehr für mehr Wettbewerb im Kranken-
haussektor. Prof. Dr. Jürgen Wasem, Inha-
ber des Lehrstuhls für Medizinmanage-
ment der Universität Duisburg-Essen,
rechnet damit, dass die demographische
Entwicklung in den nächsten Jahrzehnten
den Bedarf in der Medizin pro Kopf um bis
zu 50 % erhöhen wird. Er sprach sich daher
dafür aus, die Krankenkassenbeiträge von
den Lohnnebenkosten zu entkoppeln.
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Publikationen

RWI : Discussion Papers

Download der RWI : Discussion Papers un-
ter www.rwi-essen.de/dp

(22) Harald Tauchmann and Hartmut Clausen, Do
Organizational Forms matter? – An Econometric
Analysis of Innovativeness in the German
Wastewater Sector

Im Papier wird die Auswirkung von Orga-
nisationsformen auf die Innovationsfähig-
keit von Unternehmen der deutschen Ab-
wasserwirtschaft untersucht. Es zeigt sich,
dass Innovationsfähigkeit weniger von der
Organisationsform, als vielmehr von Grö-
ße und Arbeitsgebiet der Unternehmen
abhängt.

(23) Michael Fertig, What Can We Learn From
International Student Performance Studies? – Some
Methodological Remarks

Die Bestimmungsfaktoren, die entschei-
dend für eine erfolgreiche Akkumulation
von Humankapital sind, sowie der Transfer
dieser Fähigkeiten in den Arbeitsmarkt
sind in der Literatur zur Bildungsökono-
mie umstritten. Verschiedene Studien
kommen typischerweise zu verschiedenen
Ergebnissen, sogar wenn sie den gleichen
Datensatz benutzen. Grund ist, dass jede
Studie von einem Set von Identifikations-
annahmen abhängt, die die Ergebnisse ent-
scheidend beeinflussen. Im Discussion Pa-
per wird die Diskussion über die Bestim-
mungsfaktoren von Erfolg in internationa-
len Studien wie PISA in ein theoretisches
Modell von kognitiver Leistung und einen

empirischen Referenzrahmen eingeord-
net.

(24) Torge Middendorf and Torsten Schmidt,
Characterizing Movements of the U.S. Current
Account Deficit

Es bestehen Zweifel,dass das außerordent-
lich hohe US-Leistungsbilanzdefizit noch
für einen längeren Zeitraum bestehen
bleibt. In diesem Papier wird daher unter-
sucht, ob eine allmähliche Anpassung oder
eine ausgeprägte Reduktion des Defizits
wahrscheinlicher ist. Hierzu wird zunächst
die Dynamik der Änderungen des Lei-
stungsbilanzdefizits mit einem „three-regi-
me Markov-Switching model“ beschrie-
ben.

Damit ist es möglich, ein Regime eines
stark ansteigenden Defizits, eines nur leicht
ansteigenden Defizits und eines Defizit-
rückgangs zu unterscheiden. Zudem sind
die Bewegungen des Defizits asymme-
trisch: Während Ausweitungen über einen
längeren Zeitraum stattfinden, sind Re-
duktionen eher kurzfristig. Das spricht da-
für, dass das derzeitige Defizit nicht durch
einen einmaligen, deutlichen Rückgang be-
seitigt werden wird. In einem weiteren
Schritt werden Indikatoren für Regime-
wechsel untersucht. Es zeigt sich, dass eine
Kombination von US-Inflation, US-Inves-
titionen und Aktienkursen ausgeprägte
Veränderungen des Leistungsbilanzdefi-
zits relativ zuverlässig anzeigen.

RWI : Materialien

(15) Boris Augurzky, Dirk Engel, Sebastian Krolop,
Christoph M. Schmidt und Stefan Terkatz, Insolvenz-
risiken von Krankenhäusern – Bewertung und Trans-
parenz unter Basel II. Eine Analyse aktueller und
zukünftiger Ratings von deutschen Krankenhäusern
und Handlungsoptionen zu deren Verbesserung

Veränderte Rahmenbedingungen im
Krankenhaussektor, wie zum Beispiel das
neue Vergütungssystem nach Fallpauscha-
len, der hohe Investitionsbedarf und Ver-
änderungen auf Seiten der Kreditinstitute
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(Stichwort: Basel II), erhöhen den Stellen-
wert der Bonität bzw. der Kreditwürdigkeit
deutscher Krankenhäuser für Kranken-
hausmanagement und Finanziers gleicher-
maßen. Dabei gewinnt nicht nur die aktuel-
le Bonität immer mehr an Bedeutung, son-
dern auch ihre Entwicklung im Laufe der
Anpassung der Preise je Krankheitsfall auf
ein bundeslandeinheitliches Niveau bis
2008 (DRG-Konvergenzphase).

Vor diesem Hintergrund erstellt die Studie
ein aktuelles und erwartetes Rating für das
Jahr 2008 für 212 deutsche Krankenhäuser.

Die Ratings werden aggregiert für den ge-
samten Krankenhaussektor in anonymer
Form präsentiert.Es werden aber auch aus-
gewählte Teilaggregate betrachtet, bei-
spielsweise sind ein Rating nach Träger-
schaft des Krankenhauses sowie ein Ver-
gleich zwischen ost- und westdeutschen
Krankenhäusern enthalten. Die Studie
zeigt darüber hinaus Handlungsoptionen
zur Verbesserung des Ratings auf.

Das vorliegende Heft der RWI : Materia-
lien fasst die Ergebnisse der Studie in Form
eines Executive Summary zusammen.

Intern

Die Stipendiaten der RGS Econ (Teil 1)

Im Oktober haben die acht ersten Stipendi-
aten ihre Ausbildung an der „Ruhr Graduate
School in Economics“ (RGS Econ) begon-
nen (s. dazu auch RWI : News 4/2004). Wer
sind sie und warum sind sie zur RGS Econ
gekommen?

Im Oktober 2004 startete der erste Jahr-
gang der Ruhr Graduate School in Econo-
mics. Hier und in den nächsten RWI : News
erfolgt eine Kurzdarstellung der Krupp-
Stipendiaten, deren Ausbildung von der
Alfried Krupp von Bohlen und Halbach-
Stiftung maßgeblich gefördert wird:

Jan Brenner
Der Master of Science in Economics and
Econometrics (University of Southamp-
ton, UK) und Diplom-Volkswirt der Uni-

versität Heidelberg wählte
im Studium die Schwer-
punkte Ökonometrie und
angewandte Spieltheorie.
Seine Diplomarbeit im Be-
reich Ökonometrie beschäf-
tigte sich mit der Messung
von Ausbildungsrenditen in
Burkina Faso. In seiner Mas-
terarbeit verglich er semipa-

rametrische mit parametrischen Schätzme-
thoden für Indexmodelle anhand von Da-
ten der Arbeitsmarktbeteiligung von Frau-
en in den USA. Er war während seines
Studiums als wissenschaftliche Hilfskraft
am Lehrstuhl für Ökonometrie von Prof.
Ch.M. Schmidt an der Universität Heidel-
berg beschäftigt.
Interessensgebiete: angewandte Mikroöko-
nometrie

Annika Frohloff
Ihr Studium der Volkswirtschaftslehre mit
den Schwerpunkten Mikro- und Makro-
ökonomie sowie der Betriebswirtschafts-
lehre mit den Schwerpunkten Unterneh-
mensführung, Marketing und Controlling
absolvierte Annika Frohloff an der Univer-
sität Dortmund und der Eco-
le Supérieure de Commerce
(ESC) d’Amiens, Frankreich.
Sie verglich in ihrer Diplom-
arbeit im Bereich Mikroöko-
nomie die Anreizwirkungen
zweier spieltheoretischer
Modelle aus der Theorie des
Rent-Seeking und der Theo-
rie der Leistungsturniere.
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Neben ihrem Studium absolvierte sie Praktika in
Deutschland, Frankreich und den USA und hielt als
studentische Hilfskraft am Lehrstuhl für Mikroökono-
mie unter anderem Übungen für Studierende im
Grundstudium.
Interessensgebiete: Mikroökonomie, Makroökonomie

Christoph Hanck
absolvierte das Studium der Volkswirt-
schaftslehre an den Universitäten Ha-
gen, Calgary und Münster. Der Schwer-
punkt seines Studiums lag in der theore-
tischen und angewandten Ökonometrie.
So wurde in der Diplomarbeit das
Wechselkursverhalten vor Währungs-
unionen basierend auf dem zeitstetigen
stochastischen Prozess der „skalierten
Brownschen Brücke“ modelliert. chris-

toph Hanck war Stipendiat der Studienstiftung des
deutschen Volkes und wurde als Jahrgangsbester Ab-
solvent der Wirtschaftswissenschaftlichen Fakultät der
WWU Münster geehrt. Vor dem Eintritt in das Gradu-
iertenkolleg sammelte er als studentische und später
wissenschaftliche Hilfskraft am Lehrstuhl für Empiri-
sche Wirtschaftsforschung in Münster erste Erfahrun-
gen in Forschung und Lehre.
Interessensgebiete: Mikroökonometrie, vor allem Pa-
neldatenökonometrie

Frohes Fest

Das RWI-Team wünscht allen
Lesern eine schöne Weihnachts-
zeit und ein gutes neues Jahr!
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